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Vorschläge zur Vorgehensweise bei Auskunfts-
ersuchen nach donogener Zeugung

S. Wehrstedt1, P. Thorn2, K. Werdehausen3, T. Katzorke3

Aufgrund der Enttabuisierung und der steigenden Aufklärungsrate von Kindern, die mithilfe einer Samenspende gezeugt wurden, sowie der auf 30 Jahre
verlängerten ärztlichen Dokumentationspflicht kann davon ausgegangen werden, dass sich immer mehr junge Erwachsene mit dem Wunsch, die Identität
des Spenders zu erfahren und Kontakt zu ihm herzustellen, an Samenbanken wenden. Zwar wird davon ausgegangen, dass junge Erwachsene das Recht
haben, diese Auskunft zu erlangen, doch fehlen bislang in Deutschland nicht nur juristische Vorgaben für diese Auskunftsersuchen, sondern auch Empfeh-
lungen, wie dies sowohl für die auskunftssuchende Person als auch den Samenspender umgesetzt werden kann. Dieser Artikel skizziert die Problematik
und macht Vorschläge für die zukünftige Gestaltung der Auskunftsanfragen.

Schlüsselwörter: Samenspende, junge Erwachsene, Samenspender, Auskunftsersuchen, Vorschläge

Suggestions for a Modus Operandi for Information Requests after Donor Treatment in Germany. As a result of the increasing destigmatisation
of donor insemination, the rising number of parents who disclose the nature of the conception to their children, and the extended period of documentation
of medical records it is expected that more and more young adults conceived by donor treatment will request information about their donor and wish to
establish contact to him. It is assumed that young adults have the legal right to access the identity of the donor. However, in Germany, legal procedures that
could facilitate access to this information are missing. Furthermore, recommendations pertaining to the implementation of legal procedures both for
offspring and donor have not been developed. This article describes this problematic situation and makes suggestions for implementing a modus operandi
for contact between offspring and donor. J Reproduktionsmed Endokrinol 2012; 9 (3): 225–31.
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 Einleitung

Die Behandlung mit Spendersamen (im
Folgenden auch: donogene Behandlung)1

unterlag in Deutschland und in anderen
Ländern viele Jahrzehnte lang einem
Tabu. Eltern sprachen nicht darüber,
wenn sie eine solche Behandlung beab-
sichtigten oder durchführten und Ärzte
empfahlen den Eltern, das Kind nicht
aufzuklären [1]. In den vergangenen
Jahren hat sich die Einstellung hierzu
gewandelt. Die donogene Behandlung
wird zunehmend gesellschaftlich akzep-
tiert, so wie auch andere unkonventio-
nelle Familienzusammensetzungen ak-
zeptiert werden. Aus psychosozialer
Sicht ist mittlerweile internationaler
Konsens, dass eine frühzeitige Aufklä-
rung über die Zeugungsart sowohl für
die Kinder als auch die Eltern am we-
nigsten belastend ist [2–5]. Einige Stu-
dien lassen die Vermutung zu, dass die
Aufklärungsrate aufgrund der Enttabui-
sierung, der größeren Bereitschaft, vor
der medizinischen Behandlung eine psy-
chosoziale Beratung wahrzunehmen,

und dem Vorliegen psychoedukativer
Literatur in den vergangenen Jahren an-
gestiegen ist [6–9]. Gemäß den klini-
schen Erfahrungen der Zweitautorin
zeigt sich dieser Trend auch in Deutsch-
land.

Darüber hinaus wurden in Deutschland
einige juristische Regelungen einge-
führt, die die Rechtssicherheit für Eltern,
Ärzte und Spender erhöhten. So hat die
Einführung des Kinderrechteverbesse-
rungsgesetzes im Jahr 2002 dazu ge-
führt, dass die donogene Behandlung bei
heterosexuellen Paaren hinsichtlich der
juristischen Vaterschaft weitgehend un-
problematisch ist: Nachdem die Wunsch-
mutter und ihr Partner in die Behandlung
eingewilligt haben, kann gemäß § 1600
Abs. 5 BGB n.F. die Vaterschaft durch
die Eltern nicht mehr angefochten wer-
den. Allerdings verbleibt dem Kind ein
Anfechtungsrecht, § 1600 Abs.1 Nr. 4
BGB.2 Mit der Aktualisierung des Geset-

zes über die Spende, Entnahme und
Übertragung von Organen und Geweben
(Transplantationsgesetz – TPG) im Jahr
2007 wurde in § 15 Abs. 2 TPG die Auf-
bewahrungspflicht der Unterlagen, aus
denen die Identität der Mutter und des
Spenders hervorgehen, von vormals 10
auf mindestens 30 Jahre verlängert. Es
wird davon ausgegangen, dass Kinder
bzw. Erwachsene, die mithilfe einer do-
nogenen Behandlung gezeugt wurden,
das Recht haben, die Identität des Spen-
ders spätestens mit Volljährigkeit zu er-
fahren [10–13].

Aktuell werden in Deutschland gemäß
der Jahresstatistik des Arbeitskreises für
donogene Insemination e.V. etwas mehr
als 1000 Kinder nach donogenen Be-
handlungen geboren. Da die Behandlun-
gen überwiegend als Insemination (nur
bei Vorliegen einer entsprechenden Dia-
gnose im Rahmen einer In-vitro-Fertili-
sation) durchgeführt werden, fließen die
Zahlen nicht in das Deutsche-IVF-Re-
gister ein, und es sind nur Schätzungen
oder Hochrechnungen der Anzahl der
Behandlungen und der so gezeugten
Kinder möglich. Insgesamt, so weiteren
Schätzungen zufolge, sind seit den
1970er-Jahren über 100.000 Kinder auf

1 In der juristischen Fachliteratur auch heterolo-
ges Verfahren genannt.

2 Die juristische Situation bei lesbischen und
alleinstehenden Frauen, die eine donogene Be-
handlung durchführen, wird hier nicht aufge-
führt. Für das Auskunftsverfahren der so gezeug-
ten Kinder ist es irrelevant, in welcher Familien-
konstellation sie leben.
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diese Weise gezeugt worden [14]. In den
vergangenen Jahren ist laut Mitteilung
der Mitglieder des Arbeitskreises für
donogene Insemination e.V. die Anzahl
der Anfragen von Personen, die mithilfe
einer donogenen Behandlung gezeugt
wurden, die Identität des Samenspen-
ders erfahren und Kontakt zu ihm her-
stellen möchten, angestiegen. Es kann
davon ausgegangen werden, dass dieser
Trend aufgrund der Enttabuisierung und
der höheren Aufklärungsrate anhält und
dass die Zahl der Auskunftsanfragen
somit in Zukunft ansteigen wird. Es ist
daher geboten, ein einheitliches, juris-
tisch abgesichertes, psychologisch fun-
diertes und ethisch würdevolles Um-
gehen mit Kontaktanfragen zu entwi-
ckeln.

Die nachfolgenden Ausführungen basie-
ren auf einem juristischen Gutachten,
das der Erstautor für den Arbeitskreis für
donogene Insemination e.V. erstellt hat
[15], sowie auf Ausarbeitungen für eine
psychosoziale Versorgungsstruktur, die
die Arbeitsgruppe „Psychologie“ des
Arbeitskreises (unter Federführung der
Zweitautorin) erstellt haben. Sie ver-
deutlichen die aktuelle Situation, schil-
dern die komplexe, oft unzureichend ge-
regelte Rechtslage und schlagen Emp-
fehlungen für die zukünftige Gestaltung
der Sachverhalte vor. Der Artikel wurde
vom Arbeitskreises für donogene Inse-
mination e.V. in Auftrag gegeben, da
dieser dringenden Handlungsbedarf für
Auskunftsanfragen sieht.

 Allgemeine gesetzliche

Grundlagen

Spezielle Vorschriften in den Gesetzen
oder im medizinischen Berufsrecht zur
Verfahrensweise bei Anfragen von Per-
sonen, die im Wege der donogenen Be-
handlung gezeugt wurden, gibt ist der-
zeit nicht.

In dem seit 2007 neugefassten TPG
nebst TPG-Gewebeverordnung wird zu
dieser Fragestellung ausschließlich die
Pflicht zur Dokumentation und Aufbe-
wahrung der personenbezogenen Daten
des Samenspenders und des Empfängers
für die Dauer von 30 Jahren begründet
(vgl. § 15 Abs. 2 TPG i.V.m. § 13a und
TPG-GewebeVO). Als Ausfluss der be-
stehenden ärztlichen Schweigepflicht
wird in §§ 14, 19 TPG klargestellt, dass
eine Offenbarung der gesammelten Da-

ten strafbar ist. Jedoch bleibt gemäß § 14
Abs. 3 TPG im Falle einer Samenspende
das Recht des Kindes auf Kenntnis der
eigenen Abstammung ausdrücklich un-
berührt.

Das Berufsrecht einzelner Landes-
ärztekammern – z. B. in Niedersachen
und in NRW – basierend auf der Muster-
richtlinie der Bundesärztekammer (BÄK)
zur assistierten Reproduktion [11] ver-
pflichtet den behandelnden Arzt ferner
zur Dokumentation der Identität sowie
der Einverständniserklärungen der
Wunscheltern und des Samenspenders
mit dem Inhalt, die Personalien des
Spenders bei einer Anfrage des Kindes
offenbaren zu dürfen. Gleichzeitig ord-
net das Berufsrecht an, der Arzt selbst
habe die Dokumentation vorzunehmen
und könne die Pflicht nicht auf die Sa-
menbank „weg-“delegieren. In den
Kommentierungen der Musterrichtlinie
der BÄK [11] wird dazu erläutert, dass
diese Aufbewahrungspflicht die zwin-
gend notwendige Voraussetzung dafür
ist, einem Anfragenden überhaupt die
Kenntnis der eigenen Abstammung ver-
schaffen zu können. Ob, unter welchen
Voraussetzungen und von wem ein
durch Samenspende gezeugter Mensch
tatsächlich die Auskunft verlangen kön-
ne, sei hingegen gesetzlich nicht gere-
gelt und durch die Richtlinie nicht zu
klären [11, vgl. Kommentierung zu 5.3].
Damit gibt es keine speziellen Vorschrif-
ten, die ein Auskunftsverfahren im Falle
der donogenen Behandlung regeln.

 Gutachten zur Auskunfts-

erteilung

In dem vorgenannten Gutachten des
Erstautors [15] wurde der Versuch unter-
nommen, unter Rückgriff auf die allge-
meinen rechtlichen Grundlagen und Er-
wägungen Grundsätze für ein geeignetes
Verfahren zur Auskunftserteilung zu ge-
winnen. Das vollständige Gutachten ist
online einsehbar. Die wesentlichen Er-
wägungen und Ergebnisse lassen sich
wie folgt zusammenfassen:
1. Ausgangspunkt ist zunächst die Fest-

stellung, dass aufgrund der bestehen-
den Verschwiegenheitsverpflichtung
grundsätzlich die personenbezogenen
Daten der Spender (und Empfänger)
nicht offenbart werden dürfen, § 14
Abs. 2 TPG. Grenzen der ärztlichen
Pflicht zur Verschwiegenheit bestehen
jedoch insoweit, als die Beteiligten

ausdrücklich einer Offenbarung zu-
stimmen oder eine solche zum Schutz
eines höherwertigen Rechtsguts er-
forderlich ist, § 9 Abs. 2 MBO-Ä.

2. In den Fällen der donogenen Insemi-
nation wird das höherwertige Rechts-
gut, welches einen Bruch der ärztli-
chen Verschwiegenheit rechtfertigen
kann, aus den Grundrechten des Kin-
des hergeleitet. Seit der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom
31. Januar 1989 [16] ist höchst-rich-
terlich festgestellt, dass das allgemei-
ne Persönlichkeitsrecht eines jeden
Menschen gemäß Art. 2 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Art. 1 Abs. 1 Grundge-
setz das Recht auf Kenntnis der eige-
nen Abstammung umfasst. Der Ge-
setzgeber hat die in dieser Entschei-
dung aufgestellten Grundsätze aufge-
griffen und sie seitdem in vielen Be-
reichen in „einfach-“ gesetzlichen
Regelungen umgesetzt. Beispielswei-
se sieht § 63 Personenstandsgesetz
(PStG) vor, dass ein adoptiertes Kind
ab Erreichung des 16. Lebensjahres
einen Anspruch auf Erteilung einer
Geburtsurkunde hat, die den Namen
der biologischen Eltern ausweist. Fer-
ner hat durch § 1598a BGB ein jedes
Kind den Anspruch erhalten, die Klä-
rung der leiblichen Abstammung ge-
genüber dem rechtlichen Vater durch
eine genetische Untersuchung verlan-
gen zu können [17]. Folgerichtig ist
in der Neufassung des TPG für
Samenspendefälle in § 14 Abs. 3 an-
geordnet worden, dass das Verbot der
Offenbarung personenbezogener Da-
ten ausdrücklich unter dem Vorbehalt
steht, dass das Recht des Kindes auf
Kenntnis der eigenen Abstammung
unberührt bleibt.

Das in § 14 TPG vorbehaltene
Recht des Kindes auf Kenntnis der ei-
genen Abstammung darf aber nicht
dahingehend missverstanden werden,
dass es unbeschränkt und absolut be-
steht bzw. gewährt wird. Das BVerfG
hat in seinen späteren Entscheidun-
gen verdeutlicht, dass nur dann ein
sachgerechtes Ergebnis der gegenläu-
figen Interessen gefunden werden
könne, wenn bei der Frage über das
Bestehen eines Auskunftsanspruches
in jedem Einzelfall unter Berücksich-
tigung der denkbaren Rechte sämtli-
cher Betroffenen eine Abwägung al-
ler Gesichtspunkte erfolge [18, 19].

3. Damit ist bei einer Anfrage eines Kin-
des der Arzt also in die Pflicht genom-
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men, die widerstreitenden Interessen
auf Geheimhaltung der Identität des
Samenspenders einerseits und das
Recht des Kindes auf Kenntnis der
eigenen Abstammung andererseits
gegeneinander in angemessener Wei-
se abzuwägen. Da vorab für den Ein-
zelfall niemals abschließend die Fra-
ge beantwortet werden kann, ob nicht
doch besondere Rechte der Wunsch-
eltern oder des Samenspenders einer
Auskunftserteilung dauerhaft oder
zumindest zeitweise entgegenstehen
könnten, muss das Verfahren der Of-
fenbarung jeweils individuell auf den
Einzelfall abgestimmt werden [20].
Der Arzt kann die für die Abwägung
maßgeblichen Gesichtspunkte nur
einbeziehen, wenn sie ihm bekannt
sind. Festzuhalten bleibt daher: Der
Arzt erteilt zulässigerweise Auskunft,
wenn er
– zum richtigen Zeitpunkt
– an die richtige Person
– die richtige Information
– unter Wahrung der Interessen des

Samenspenders und der Wunsch-
eltern

die Identität des Samenspenders mit-
teilt.

4. Der maßgebliche Zeitpunkt, eine sol-
che Abwägung vorzunehmen, ist da-
bei der Zeitpunkt des Vorliegens der
konkreten Anfrage. Im Regelfall dürf-
te diese Jahrzehnte nach der Behand-
lung erfolgen. Die Lebenssituationen
der Beteiligten, Wunscheltern wie
Samenspender, könnten sich jedoch
erheblich geändert haben, sodass sich
der Arzt nicht allein auf die zum Zeit-
punkt der Behandlung gemachten
Angaben der Beteiligten verlassen
darf. Die Gründe, die einstmals ein
Einverständnis zur Offenbarung der
Daten rechtfertigten, könnten zwi-
schenzeitlich weggefallen sein. Da
die Entbindung von der ärztlichen
Schweigepflicht der Dispositions-
befugnis des Betroffenen unterliegt
[21], könnte eine zum Zeitpunkt der
Behandlung erteilte Einwilligung in
eine Offenbarung von ihm frei wider-
rufen werden.

5. Sucht man Lösungsansätze, wie ein
Arzt konkret auf Anfragen reagieren
und eine angemessene Abwägung der
gegenläufigen Interessen vornehmen
soll, bietet sich ein Rückgriff auf die
allgemeinen Vorschriften der §§ 810
ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB) an [20]. Diese Vorschriften

werden seit Mitte der 1970er-Jahre
von der Rechtsprechung auch für An-
sprüche von Patienten herangezogen,
die Auskünfte aus den Behandlungs-
unterlagen der Ärzte verlangen [22,
23]. Gemäß § 810 BGB kann derjeni-
ge, der „ein rechtliches Interesse da-
ran hat, eine in fremdem Besitz be-
findliche Urkunde einzusehen, … von
dem Besitzer die Gestattung der Ein-
sicht verlangen, wenn die Urkunde in
seinem Interesse errichtet … ist.“

Die in den Berufsordnungen und
im TPG zum Ausdruck kommenden
Dokumentationspflichten sind zur
Durchsetzung des Anspruches auf
Kenntnis der eigenen Abstammung
erlassen worden. Damit sind die tat-
bestandlichen Voraussetzungen des
§ 810 BGB dem Grunde nach gege-
ben, auch wenn das anfragende Kind
selbst nicht Patient des Arztes war.

Auch in dem nunmehr vom Justiz-
ministerium vorgelegten Entwurf
eines Patientenrechtegesetzes werden
diese von der Rechtsprechung entwi-
ckelten Grundsätze [24] aufgegriffen.
Bedauerlicherweise wird auch hier
nur dem Patienten das Recht zur Ein-
sichtnahme in die Patientenakte ge-
währt, ohne auf den Sonderfall der
donogenen Insemination einzugehen
und dem Kind ausdrücklich eigene
Einsichtsrechte zuzusprechen.

Trotzdem erscheint es sachgerecht,
die aus den §§ 810 f. BGB entwickel-
ten Grundsätze der Auskunftsertei-
lung für Patienten sinngemäß auf ein
Verfahren bei Anfragen der Kinder
heranzuziehen.

Beachtenswert ist dabei, dass bei
den bisher entschiedenen Fällen die
Rechtsprechung dem Arzt die Kom-
petenz zugebilligt hat, eigenverant-
wortlich und allein seinem Gewissen
gehorchend zu entscheiden, ob er un-
ter objektivem Bruch der Pflicht zur
Verschwiegenheit Auskunft erteilen
will. Bei dieser Gewissensentschei-
dung räumt ihm die Rechtsprechung
einen Entscheidungsspielraum ein,
der keiner gerichtlichen Überprüfung
unterliegen soll [21, 25], sofern der
Arzt die objektiven Gesichtspunkte
zur Abwägung ordnungsgemäß er-
mittelt hat. Dazu muss der Auskunfts-
begehrende seinerseits – soweit es
ihm zumutbar und möglich ist – die
notwendigen Informationen zur
Entscheidungsfindung bei der Anfra-
ge bereits vorgelegt haben.

Dieser zugebilligte Entscheidungs-
spielraum darf aber nicht dahinge-
hend missverstanden werden, dass der
Arzt dabei nach seiner inneren Über-
zeugung entscheiden dürfe. Vielmehr
hat er allein das Recht und die Pflicht
gleich einem Richter, die objektiven
Umstände und ggf. gegenläufigen In-
teressen zu ermitteln und sodann un-
ter Wahrung einer inneren Neutralität
angemessen zu entscheiden.

6. Im Hinblick auf Komplexität der zu
berücksichtigenden Rechte und denk-
barer Fallkonstellationen muss der
Arzt daher bei jeder Anfrage zunächst
ein mehrstufiges Verfahren durchfüh-
ren, bevor er Auskunft erteilen darf.
Grob skizziert wären dabei folgende
Schritte denkbar:
a) Prüfung der Schlüssigkeit der An-

frage:
Zu jeder Anfrage müssten zu-
nächst folgende Unterlagen einge-
reicht werden:
– Kopie des Ausweises der anfra-

genden Person, um deren Iden-
tität eindeutig zu klären.

– Kopie einer Geburtsurkunde der
anfragenden Person, um die
Identität der rechtlichen Eltern
zweifelsfrei feststellen zu kön-
nen.

– Benennung der aktuellen Adres-
sen der rechtlichen Eltern bzw.
sofern diese verstorben sein
sollten, Vorlage der Sterbeur-
kunden.

– Darlegung der Umstände, die
die anfragende Person veranlas-
sen, bei dem konkreten Arzt an-
zufragen.

Insbesondere der letztgenannte
Punkt ist wichtig. Um allgemeine
Ausforschungsanfragen abzublo-
cken, muss der Arzt darauf beste-
hen, dass ihm die anfragende Per-
son konkret darlegt, worauf dessen
Kenntnis bzw. Anhaltspunkte der
Zeugung mittels Samenspende in
seiner Praxis beruhen. Dies darf
jedoch nicht dahingehend miss-
verstanden werden, dass der Arzt
berechtigt wäre, die Motive des
Anfragenden zu bewerten, die die-
sen zur Anfrage bewegen. Das
Recht auf Kenntnis setzt nicht die
Geltendmachung von besonderen
Gründen voraus. Anderseits kön-
nen bei der anstehenden Abwä-
gung der ggf. gegenläufigen Inter-
essen zur Auskunftserteilung auch
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die Beweggründe des Anfragenden
für die angemessene Entscheidung
wichtig sein.

Sind die Grundvoraussetzungen
eines Auskunftsanspruchs schlüs-
sig dargelegt worden, kann der
Arzt in seinen Unterlagen nach-
prüfen, ob die Mutter zum fragli-
chen Zeitpunkt überhaupt bei ihm
in Behandlung war. Durch die bei
der Anfrage bereits einzureichen-
den Unterlagen (insbesondere der
Geburtsurkunde des Kindes) wird
er zudem in die Lage versetzt fest-
zustellen, ob seine Behandlung der
Mutter des Kindes überhaupt zu
dessen Geburt geführt haben kann.

b) Anhörung und Einwilligung der
Wunscheltern:
Im nächsten Verfahrensschritt
müsste eine Anhörung der Eltern
stattfinden und das Vorliegen ihrer
Einwilligung zur Auskunftsertei-
lung geprüft werden.

Da der Arzt niemals mit letzt-
endlicher Sicherheit entscheiden
kann, ob es nicht doch durchgrei-
fende Gründe oder Erwägungen ge-
ben könnte, die im individuellen
Einzelfall ein Recht der Eltern auf
Verschwiegenheit als höherwertig
erscheinen lassen, hat er diese vor
Auskunftserteilung anzuhören.
Gleichzeitig wird den Eltern damit
die Möglichkeit gegeben, sich
vorab auf den Umstand der Anfrage
des Kindes einstellen zu können.

Da eine Einwilligung der Eltern
in die Offenbarung der Identität
des Samenspenders zum Zeitpunkt
der Anfrage dem Arzt auch Rechts-
sicherheit im Hinblick auf seine
Pflichten zur Wahrung der Ver-
schwiegenheit geben könnten, er-
scheint es empfehlenswert, bei der
Anhörung zugleich um deren (ggf.
erneute) Einwilligung zur Aus-
kunftserteilung zu bitten. Im Hin-
blick auf eine bereits bei der Be-
handlung erteilte Einwilligung
wäre jedoch bei der Anhörung
auch der Hinweis möglich, dass
der Arzt die Auskunft erteilen
wird, sofern die Eltern ihm nicht
zwingende Gründe benennen, die
gegen eine Auskunftserteilung
sprechen.

c) Anhörung und Einwilligung des
Samenspenders:
Haben die Eltern der Auskunfts-
erteilung zugestimmt, so müsste

der Samenspender angeschrieben
und dessen aktuelles Einverständ-
nis eingeholt werden. Die Ausfüh-
rungen zu Punkt b) gelten entspre-
chend.

d) Abstammungsgutachten:
Selbst wenn eine eindeutige Zu-
ordnung aufgrund der Aktenlage
nunmehr möglich wäre, lässt sich
jedoch nicht ausschließen, dass der
ermittelte Samenspender dennoch
nicht der biologische Erzeuger ist.
Hatte z. B. die Mutter des Anfra-
genden in der Empfängniszeit
sexuelle Kontakte zu einem zeu-
gungsfähigen Mann oder sind
Samenproben bzw. die dokumen-
tierten Daten versehentlich ver-
tauscht worden, so wäre eine ob-
jektiv falsche Benennung der Iden-
tität des Spenders als Erzeuger
zwangsläufig gegeben.

Um jeden Zweifel auszuräu-
men, könnte vor der Offenbarung
der Identität des vermeintlichen
Spenders eine genetische Abstam-
mungsuntersuchung zum Abgleich
erfolgen. Diese könnte zwischen
dem Anfragenden und dem Samen-
spender unter Wahrung der Anony-
mität ggf. auch durch den behan-
delnden Arzt oder einen neutralen
Dritten koordiniert und durchge-
führt werden.

e) Psychosoziale Beratung und Be-
gleitung:
Die Studienlage hinsichtlich der
Erfahrung von jungen Erwachse-
nen, die Kontakt zu Samenspen-
dern aufnehmen möchten bzw.
dies umgesetzt haben, ist zurzeit
sehr spärlich [26–28]. Es ist da-
von auszugehen, dass die Ausein-
andersetzung mit der biologi-
schen Abstammung für Kinder,
Heranwachsende und Erwachse-
ne viele psychosoziale Fragen
aufwirft, unabhängig davon, ob
ein Kontakt zum Samenspender
hergestellt werden kann oder
nicht. Diese beziehen sich nicht
nur auf Fragen der eigenen Iden-
tität, der Bedeutung des Samen-
spenders und möglicher Halb-
geschwister (eigene Kinder des
Spenders sowie weitere Kinder,
die mit seinem gespendeten Sa-
men gezeugt wurden), sondern
auch die Folgen der Kontakt-
anbahnung und mögliche Ge-
sundheitsfragen.

Der Ausgang des Auskunfts-
ersuchens ist zunächst unklar, da
die Einwilligung der Eltern und
des Spenders eingeholt werden
und der Spender ebenfalls zu ei-
nem Kontakt bereit sein muss.
Auch ist nicht absehbar, wie genau
dieser Kontakt verlaufen wird. Da-
her sollte den Anfragenden bereits
bei der ersten Kontaktaufnahme
zum Arzt empfohlen werden, Kon-
takt zu einer psychosozialen Fach-
kraft herzustellen. Diese sollte, wie
im Adoptionsbereich üblich, Bera-
tungsgespräche mit der anfragen-
den Person führen, um deren Er-
wartungen zu klären. Die Eltern
können in diese Gespräche einge-
bunden werden, um mögliche un-
terschiedliche Bedürfnisse zu klä-
ren und eine Einigung herbeizu-
führen. Letztendlich sollte auch
der Spender eine solche psychoso-
ziale Beratung wahrnehmen kön-
nen, um die Folgen eines mögli-
chen Kontakts für sich selbst und
ggf. seine Familie zu explorieren.
Ein erster Kontakt zwischen anfra-
gender Person und Spender sollte
ebenfalls begleitet und moderiert
werden.

Eine solche Vorgehensweise
bietet die Möglichkeit, potenzielle
Probleme (siehe unten) im Vorfeld
anzusprechen und Lösungen zu
entwickeln, sodass juristische Aus-
einandersetzungen vermieden wer-
den können.

f) Kostentragung:
Die allgemein aus dem TPG resul-
tierende Pflicht zur Aufbewahrung
der Informationen hinsichtlich der
Identität des Samenspenders führt
nicht dazu, dass die Auskunftser-
teilung kostenfrei zu erfolgen hat.
Nach § 811 Abs. 2 BGB hat derje-
nige die Kosten zu tragen, der die
Auskunft aus den Urkunden ver-
langt. Das Gesetz stellt zudem klar,
dass die Auskunft verweigert wer-
den kann, bis der Auskunftssu-
chende einen Kostenvorschuss ge-
leistet hat. Unter die Erstattungs-
pflicht fällt sämtlicher Aufwand,
der dem Auskunftsverpflichteten
wegen der Erteilung der Auskunft
entstanden ist.

Auch die Kosten einer psycho-
sozialen Beratung müssen von der
anfragenden Person getragen wer-
den.
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 Auftreten von Problemen

Bei dem aufgezeigten Verfahrensablauf
ist beispielhaft vom Idealfall ausgegan-
gen worden, bei dem alle Beteiligten
sicher feststehen, zum Zeitpunkt der
Anfrage erreichbar sind und in die Of-
fenbarung der Spenderdaten einwil-
ligen. Hier ist die Verletzung einer
Verschwiegenheitsverpflichtung ausge-
schlossen.

Ganz anders stellt sich die Situation
beim Auftreten von Problemen dar. Da
es keine rechtlichen Vorschriften zur
Offenbarung gibt, ist der Arzt in seiner
Entscheidungsfindung alleingelassen,
wenn z. B.
– der Anfragende keine schlüssige An-

frage vorlegt bzw. vorlegen kann,
– Eltern oder Samenspender nicht er-

reichbar oder verstorben sind,
– Eltern oder Samenspender einer Of-

fenbarung ausdrücklich widerspre-
chen,

– der Anfragende nicht bereit ist, die
entstehenden Kosten der Anfrage zu
tragen.

Da die Anfragen in der Regel Jahrzehnte
nach der Behandlung erfolgen, erscheint
das Auftreten solcher Probleme als wahr-
scheinlich. Hier wird also der Arzt in die
für ihn ungewohnte Situation eines Rich-
ters gedrängt, der nach sachgerechtem
Ermessen verschiedene Rechtspositionen
miteinander bzw. gegeneinander abwä-
gen soll.

Gleichzeitig könnte aus Sicht des An-
fragenden der Verdacht entstehen, die
Gründe zur Durchführung des beschrie-
benen Verfahrens (und die damit entste-
henden Kosten) seien nur vorgeschoben
und dienten dem Zweck, den Aus-
kunftsanspruch zu erschweren oder gar
zu vereiteln [21]. Zudem ist es dem Arzt
häufig nur schwer möglich, nicht be-
reits durch sein Tätigwerden Geheim-
nisse zu offenbaren. Z. B. könnte er mit
einer Anfrage beim Samenspender
Gefahr laufen, Dritten den Umstand der
Samenspende zu offenbaren. Schreibt
z. B. ein Kinderwunschzentrum einen
Samenspender 18 Jahren nach Abgabe
der Spende an und nimmt dessen Ehe-
frau diesen Brief in Empfang, so
braucht sie den Brief nicht zu lesen, um
wegen des erkennbaren Absenders den
Spender ggf. in Erklärungsnöte zu brin-
gen.

 Einschaltung Dritter

In der Rechtsprechung [29] zu den §§
809 ff BGB ist es anerkannt, dass ein
neutraler Dritter zur Einsichtnahme bzw.
zum Zwecke der Prüfung, ob überhaupt
eine Auskunft erteilt werden darf, zuge-
lassen werden könnte, falls Geheimhal-
tungsinteressen einer Offenbarung ent-
gegenstehen [21, 30].

Führt eine neutrale Stelle das Verfahren
durch, kann von vornherein der Verdacht
einer verschleppenden oder sonstigen
unsachgemäßen Behandlung entkräftet
werden. Als neutrale Stellen käme z. B.
eine extra hierfür beauftragte Kommis-
sion der Ärztekammer in Betracht. Bei-
spielsweise kann gemäß § 7 HeilBerG
NRW die Ärztekammer eine Ethikkom-
mission mit der Beratung ihrer Kammer-
angehörigen in berufsrechtlichen und
ethischen Fragestellungen betrauen. Die
Mitglieder der Kommission – zu denen
auch ein Volljurist gehört und zu denen
in diesen Fällen auch eine psychosoziale
Fachkraft gehören sollte – sind ihrerseits
zur Verschwiegenheit verpflichtet (§ 7
Abs. 3 HeilBerG NRW). Die Kammern
haben durch Abschluss einer Haft-
pflichtversicherung sicherzustellen, dass
etwaige Schadensersatzansprüche, die
durch die Tätigkeit der Kommission ent-
stehen, ausgeglichen werden können
(Abs. 7). Bisher wurde aufgrund der ein-
schlägigen Vorschriften der Richtlinien
zur assistierten Reproduktion eine
Ethikkommission eingerichtet, welche
jedoch nicht ausdrücklich mit den Fra-
gen eines Auskunftsverfahrens betraut
ist.

Es erscheint im Hinblick auf die in Zu-
kunft zu erwartende Zunahme von An-
fragen von Personen, die mithilfe einer
Samenspende gezeugt wurden, sinnvoll,
solche Kommissionen mit diesen Ver-
fahren zu betrauen. Der besondere Vor-
teil bestünde nicht nur in der Nutzung
des vorhandenen Sachverstandes und
der Entwicklung von Expertise für diese
neue Fragestellung, sondern auch in
dem Gewinn an Rechtssicherheit, wel-
che aus Sicht der Anfragenden wie auch
der Ärzte und Samenspender damit ver-
bunden wäre. Für die Anfragenden wür-
de damit eine zentrale Auskunftsstelle
bestehen, die – mit der Autorität und
Fachkenntnis als Teil einer öffentlichen
Körperschaft – das Auskunftsverfahren
sinnvoll, rechtlich einwandfrei und psy-

chologisch hilfreich leiten könnte. Dem
Arzt würde gleichzeitig eine wichtige
Hilfestellung bei der für ihn ungewohn-
ten Materie gegeben.

Selbstverständlich setzt dies eine Ände-
rung der einschlägigen berufsrechtli-
chen Vorschriften voraus, die im Hin-
blick auf den Zugewinn an Rechtssicher-
heit wünschenswert wäre.

Solange die berufsrechtlichen Vorschrif-
ten nicht geändert werden, sollte der
Arzt zur eigenen Absicherung einen
Rechtsanwalt oder Notar mit der Betreu-
ung des Auskunftsverfahrens beauftra-
gen.

 Ausblick für die Zukunft:

Einrichtung einer zentra-

len Dokumentations- und

Anlaufstelle für donogene

Behandlungen (Zentrales

DI-Register)

Die rechtlichen Vorgaben zur Erfüllung
eines Auskunftsanspruches und Gestal-
tung des Auskunftsverfahrens stellen an
die betroffenen Ärzte kaum erfüllbare
Anforderungen. Insbesondere die Ver-
pflichtung zur Aufbewahrung der perso-
nenbezogen Daten für die Dauer von 30
Jahren stellt höchste Ansprüche an eine
organisatorische und auch technische
Struktur einer sicheren Datenspeiche-
rung. Der behandelnde Arzt müsste be-
reits zum Zeitpunkt der Behandlung auf
ein Dokumentationssystem zurückgrei-
fen können, dass u. U. Jahrzehnte nach
seiner Pensionierung oder nach seinem
Tod geeigneten Dritten die Möglichkeit
eröffnet, bei Anfragen unter Beachtung
der vorstehend dargestellten Grundsätze
des Auskunftsverfahrens tätig werden zu
können. Hat der Arzt beispielsweise kei-
nen direkten Praxisnachfolger, geht der
Anspruch auf Auskunft derzeit faktisch
ins Leere.

Weiterhin könnte ein Auskunftsanspruch
auch dadurch vereitelt werden, dass die
Eltern des Kindes selbst keine Informa-
tionen über die Details der Spendersa-
menbehandlung aufbewahren. Da ana-
log zu Adoptierten davon ausgegangen
werden kann, dass Kinder erst nach der
Adoleszenz, z. T. auch erst nach dem 20.
Lebensjahr Kenntnis über die eigene
Abstammung erlangen möchten, ist mit
einer Anfrage regelmäßig erst ca. 15–20
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Jahre nach der Behandlung zu rechnen.
Haben beispielsweise die Eltern den Na-
men des behandelnden Arztes vergessen
und die Unterlagen über die Behandlung
nicht aufbewahrt, wird das Kind nicht in
der Lage sein, eine schlüssige Anfrage
im vorstehend genannten Sinne zu for-
mulieren. Die Durchsetzung seines dem
Grunde nach bestehenden Anspruch
wird damit faktisch unmöglich.

Um das Eintreten dieser vorhersehbaren
Probleme zu verhindern, wäre die Ein-
richtung eines zentralen DI-Registers
dringend geboten, ähnlich des Registers
der zuständigen Behörde in Großbritan-
nien (Human Fertilisation and Embryo-
logy Authority, siehe: http://www.hfea.
gov.uk/docs/Summary_of_Access_
Rights.pdf). Dies hätte für alle Beteilig-
ten (Wunscheltern, Kinder, Spender,
medizinische und psychosoziale Fach-
kräfte) im Vergleich zu der aktuellen
Praxis der individuellen Dokumentation
bei Ärzten die folgenden Vorteile:
a) Für Wunscheltern und potenzielle

Samenspender wäre ein zentrales DI-
Register eine neutrale Anlaufstelle für
erste und formale Fragen. Im Vorfeld
könnte ihnen Einrichtungen für die
donogene Behandlung und die psy-
chosoziale Beratung genannt werden.
Eine psychosoziale Beratung ist von
der BÄK [11] vorgesehen und soll
den Beteiligten vor der medizinischen
Behandlung ermöglichen, die kurz-
und langfristigen psychosozialen Fra-
gestellungen einer Samenspende und
donogenen Familiengründung zu re-
flektieren. Diese psychosoziale Bera-
tung sollte auch während und nach
Abschluss der medizinischen Be-
handlung in Anspruch genommen
werden können [31].

b) Die Einwilligung zur Behandlung ge-
mäß § 1600 BGB, die zurzeit durch
notarielle Beurkundungen oder Ver-
träge zwischen Arzt und Wunsch-
eltern abgeschlossen wird, könnte
vereinheitlicht und gesammelt wer-
den.

c) Die Risiken eines Datenverlustes
würde durch die Standardisierung des
Melde- und Speicherungsverfahrens
durch eine spezialisierte Zentralstelle
reduziert.

d) Die mit einer Samenspende gezeug-
ten Personen hätten eine zentrale und
neutrale Auskunftsstelle, die das Aus-
kunftsverfahren würdevoll, psycholo-

gisch hilfreich und nach Änderung
der einschlägigen Vorschriften und
Zugewinn an Rechtssicherheit juris-
tisch einwandfrei leiten könnte. Eine
psychosoziale Fachkraft könnte Aus-
kunftsanfragen mit den Beteiligten
vorbereiten und die Kontaktaufnah-
me begleiten. Erste Erfahrungen im
Ausland zeigen auf, dass diese Unter-
stützung dazu beitragen kann, Fragen
zu klären und problematische Situa-
tionen im Vorfeld abzumildern [26].
Die Anbindung der psychosozialen
Versorgung an das Zentrale DI-Regis-
ter hat den Vorteil, dass die psycho-
soziale Expertise für die donogene
Familienbildung und vor allem die
Kontaktaufnahme zwischen Spender
und Kind gebündelt werden könnte
[27]; für Letzteres liegen lt. Kenntnis
der Autoren zurzeit kaum Erkenntnis-
se vor, die über anekdotisches Materi-
al hinausgehen.

e) Auch für Spender stünde eine neutra-
le Anlaufstelle für formale Fragen zur
Verfügung. Ihnen könnte bei Interes-
se Auskunft über die mit ihrem Sa-
men entstandenen Schwangerschaf-
ten oder Geburten gegeben werden.
Die Auskunftsanfragen an sie könn-
ten vereinheitlicht werden.

f) Gemäß den Musterrichtlinien der
Bundesärztekammer [11] sollen nicht
mehr als 10 Kinder pro Spender ge-
zeugt werden. Dies ist ohne ein Zen-
trales DI-Register nicht überprüfbar,
da es denkbar und zurzeit nicht kon-
trollierbar ist, dass Männer in mehre-
ren Einrichtungen Samen spenden.
Bei einer zentrale Registrierung aller
Spender könnte dies nicht eintreten.

g) Die zukünftigen Erfahrungen, die im
Rahmen der donogenen Familienbil-
dung von allen Beteiligten und Fach-
kräften gemacht werden, sollten wis-
senschaftlich aufgearbeitet und eva-
luiert werden. Damit können Er-
kenntnisse über diese Form der Fa-
milienbildung, die Bedeutung der
Aufklärung der Kinder und der Kon-
taktaufnahme mit dem Spender ge-
wonnen und die Vorgehensweise opti-
miert und den Bedürfnissen der Be-
teiligten angepasst werden. Die Ein-
richtung eines Zentralen DI-Registers
hätte auch hierfür den Vorteil, dass
das Prozedere an einer Stelle zusam-
menläuft und eine wissenschaftliche
Begleitung dadurch deutlich verein-
facht wäre.

 Fazit für die Praxis

Die Spendersamenbehandlung wurde
lange Jahr geheim gehalten. In den
vergangenen Jahren klären jedoch
immer mehr Eltern ihre Kinder über
die Zeugungsart auf, und einige die-
ser jungen Erwachsenen wenden sich
mit der Bitte an Ärzte, die Identität
des Samenspenders erfahren und
Kontakt zu ihm herzustellen zu kön-
nen. Es wird davon ausgegangen,
dass Ärzte in Zukunft vermehrt sol-
che Auskunftsanfragen erhalten wer-
den. Die momentanen juristischen
Regelungen hierfür wurden ausführ-
lich erläutert. Sie bieten den Beteilig-
ten wenig Rechtssicherheit und be-
dürfen dringend der Überarbeitung.
Hierfür wurden erste Vorschläge ge-
macht. Die Autoren sprechen sich für
die Einrichtung eines zentralen DI-
Registers aus, damit in Zukunft eine
neutrale und fachkompetente Stelle
für die Dokumentation und die Aus-
kunftsersuchen zur Verfügung steht.

 Interessenkonflikt

Die Autoren geben an, dass kein Interes-
senkonflikt besteht.
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